
VERORDNUNG (EU) Nr. 439/2010 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 19. Mai 2010 

zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäische 
Union, insbesondere auf Artikel 74 und Artikel 78 Absätze 1 
und 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ziel der auf ein gemeinsames europäisches Asylsystem 
(GEAS) gerichteten Politik der Union ist nach Maßgabe 
des Haager Programms, durch die Einführung eines effi­
zienten, einheitlichen Verfahrens im Einklang mit den 
Werten und der humanitären Tradition der Europäischen 
Union einen gemeinsamen Asylraum zu schaffen. 

(2) In den letzten Jahren wurden dank der Einführung ge­
meinsamer Mindestnormen große Fortschritte auf dem 
Weg zur Schaffung eines GEAS erzielt. Dennoch beste­
hen zwischen den Mitgliedstaaten bei der Gewährung des 
internationalen Schutzes und bei den Formen eines sol­
chen internationalen Schutzes nach wie vor große Unter­
schiede. Diese Unterschiede sollten verringert werden. 

(3) Die Kommission hat in ihrer im Juni 2008 angenom­
menen Asylstrategie ihre Absicht angekündigt, die Ent­
wicklung des GEAS fortzuführen; dazu werde sie eine 
Überarbeitung der anwendbaren Rechtsvorschriften vor­
schlagen, um eine größere Harmonisierung der geltenden 
Normen zu erreichen, und die Unterstützung für die 
praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
verstärken, insbesondere durch einen Legislativvorschlag 
zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros 
für Asylfragen („Unterstützungsbüro“), das die operative 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten besser ko­

ordinieren soll, damit die gemeinsamen Vorschriften wir­
kungsvoll umgesetzt werden. 

(4) In dem im September 2008 angenommenen Europäi­
schen Pakt zu Einwanderung und Asyl hat der Europäi­
sche Rat feierlich bekräftigt, dass jeder verfolgte Auslän­
der in Anwendung der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge in der durch 
das New Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967 ergänz­
ten Fassung und anderer einschlägiger Übereinkünfte 
Recht auf Hilfe und Schutz im Gebiet der Europäischen 
Union hat. Es wurde darüber hinaus ausdrücklich verein­
bart, 2009 ein Europäisches Unterstützungsbüro ein­
zurichten. 

(5) Die praktische Zusammenarbeit in Asylfragen soll eine 
stärkere Annäherung der Entscheidungsprozesse der Mit­
gliedstaaten und die Gewährleistung der kontinuierlichen 
Qualität der Prozesse in diesem Bereich innerhalb eines 
durch die EU-Rechtsvorschriften vorgegebenen Rahmens 
bewirken. In den letzten Jahren hat es bereits eine Viel­
zahl von Maßnahmen zur praktischen Zusammenarbeit 
gegeben, wie beispielsweise ein gemeinsames Vorgehen 
zu Informationen über die Herkunftsländer und die Ein­
führung eines gemeinsamen europäischen Schulungspro­
gramms im Asylbereich. 

(6) Zur Intensivierung und Weiterentwicklung dieser Maß­
nahmen der Zusammenarbeit sollte das Unterstützungs­
büro eingerichtet werden. Das Unterstützungsbüro sollte 
diese Maßnahmen der Zusammenarbeit und die bisheri­
gen Erfahrungen gebührend berücksichtigen. 

(7) Hinsichtlich der Mitgliedstaaten, deren Asyl- und Aufnah­
mesysteme vor allem aufgrund ihrer geografischen oder 
demografischen Lage einem besonderen und unverhält­
nismäßigen Druck ausgesetzt sind, sollte das Unterstüt­
zungsbüro die Entwicklung der Solidarität innerhalb der 
Union unterstützen, um eine bessere Umsiedlung der 
Personen, die internationalen Schutz genießen, zwischen 
den Mitgliedstaaten zu fördern; gleichzeitig ist zu ge­
währleisten, dass die Asyl- und Aufnahmesysteme nicht 
missbraucht werden. 

(8) Um sein Mandat bestmöglich erfüllen zu können, sollte 
das Unterstützungsbüro in fachlichen Fragen unabhängig 
sowie rechtlich, verwaltungstechnisch und finanziell auto­
nom sein. Das Unterstützungsbüro sollte daher als Ein­
richtung der Union mit eigener Rechtspersönlichkeit er­
richtet werden und die Durchführungsbefugnisse aus­
üben, die ihm durch diese Verordnung übertragen wer­
den.
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(9) Das Unterstützungsbüro sollte eng mit der Kommission 
und mit den Asylbehörden der Mitgliedstaaten, sowie mit 
den einzelstaatlichen Einwanderungs- und Asylbehörden 
oder anderen Stellen zusammenarbeiten und deren Kapa­
zitäten und Fachkenntnisse nutzen. Die Mitgliedstaaten 
sollten mit dem Unterstützungsbüro zusammenarbeiten, 
um zu gewährleisten, dass es in der Lage ist, sein Mandat 
zu erfüllen. 

(10) Um auf das Fachwissen und die Unterstützung des Ho­
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) und gegebenenfalls einschlägiger internationa­
ler Organisationen zurückgreifen zu können, sollte das 
Unterstützungsbüro überdies eng mit ihnen zusammen­
arbeiten. Die Rolle des UNHCR sowie der anderen ein­
schlägigen internationalen Organisationen sollte deshalb 
uneingeschränkt anerkannt werden und diese Organisa­
tionen sollten in vollem Umfang in die Arbeiten des 
Unterstützungsbüros einbezogen werden. Wenn dem 
UNHCR gemäß dieser Verordnung vom Unterstützungs­
büro Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden, so 
sollte dies nicht dazu führen, dass bereits aus anderen 
internationalen oder innerstaatlichen Quellen unterstützte 
Aktivitäten des UNHCR doppelt finanziert werden. 

(11) Zur Erfüllung seines Zwecks und in dem zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderlichen Umfang sollte das Unter­
stützungsbüro zudem mit anderen Einrichtungen der 
Union zusammenarbeiten, insbesondere mit der Europäi­
schen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den 
Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (Frontex), die durch die Verordnung (EG) Nr. 
2007/2004 des Rates ( 1 ) errichtet worden ist, sowie mit 
der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, 
die durch die Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Ra­
tes ( 2 ) errichtet worden ist. 

(12) Das Unterstützungsbüro sollte mit dem durch Entschei­
dung 2008/381/EG des Rates ( 3 ) errichteten Europäischen 
Migrationsnetzwerk zusammenarbeiten, um eine Verdop­
pelung der Aktivitäten zu vermeiden. Schließlich sollte 
das Unterstützungsbüro im Hinblick auf den Austausch 
von Informationen und die Bündelung von Wissen im 
Asylbereich einen engen Dialog mit der Zivilgesellschaft 
aufrechterhalten. 

(13) Das Unterstützungsbüro sollte ein europäisches Kom­
petenzzentrum für Asylfragen werden mit dem Auftrag, 
die praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten in den zahlreichen Aspekten des Asylrechts zu 
erleichtern, zu koordinieren und zu intensivieren, so 
dass die Mitgliedstaaten besser in der Lage sind, den Per­
sonen, die Anspruch auf internationalen Schutz haben, 
einen solchen Schutz und zugleich gegebenenfalls den 
Personen, die die Anforderungen für internationalen 
Schutz nicht erfüllen, eine faire und effiziente Behand­

lung zuteil werden zu lassen. Das Mandat des Unterstüt­
zungsbüros sollte sich auf drei Aufgaben konzentrieren: 
Mitwirkung bei der Umsetzung des GEAS, Unterstützung 
der praktischen Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten im Asylbereich und Unterstützung von Mitglied­
staaten, die besonderem Druck ausgesetzt sind. 

(14) Das Unterstützungsbüro sollte keine direkten oder indi­
rekten Befugnisse haben, auf die Entscheidungen einer 
mitgliedstaatlichen Asylbehörde über einzelne Anträge 
auf internationalen Schutz Einfluss zu nehmen. 

(15) Um die Mitgliedstaaten, deren Asyl- und Aufnahmesys­
teme besonderem Druck ausgesetzt sind, rasch und effi­
zient mit operativen Maßnahmen zu unterstützen und/ 
oder eine solche Unterstützung zu koordinieren, sollte 
das Unterstützungsbüro auf Ersuchen der betreffenden 
Mitgliedstaaten die Maßnahmen zur Unterstützung dieser 
Mitgliedstaaten unter anderem durch den Einsatz von 
Asyl-Unterstützungsteams, die aus Experten im Asyl­
bereich bestehen, in den betreffenden Mitgliedstaaten ko­
ordinieren. Diese Unterstützungsteams sollten insbeson­
dere Fachwissen über Dolmetschdienste, Informationen 
über Herkunftsländer und Kenntnisse über die Bearbei­
tung und Verwaltung von Asylvorgängen bereitstellen. 
Damit die Asyl-Unterstützungsteams effizient eingesetzt 
werden, sollte für sie die vorliegende Verordnung maß­
gebend sein. 

(16) Das Unterstützungsbüro sollte seinen Auftrag unter Be­
dingungen erfüllen, die es ihm ermöglichen, aufgrund 
seiner Unabhängigkeit, der fachlichen und technischen 
Qualität seiner Unterstützung und der von ihm verbrei­
teten Informationen, der Transparenz seiner Verfahren 
und seiner Arbeitsweise sowie seines Engagements bei 
der Wahrnehmung der ihm übertragenen Aufgaben als 
Bezugspunkt zu dienen. 

(17) Um die Arbeit des Unterstützungsbüros wirksam kon­
trollieren zu können, sollten die Kommission und die 
Mitgliedstaaten in dessen Verwaltungsrat vertreten sein. 
Der Verwaltungsrat sollte sich soweit möglich aus den 
Geschäftsleitern der Asylbehörden der Mitgliedstaaten 
oder deren Vertretern zusammensetzen. Er sollte mit 
den erforderlichen Befugnissen insbesondere für die Auf­
stellung des Haushaltsplans, die Prüfung seiner Ausfüh­
rung, die Verabschiedung geeigneter Finanzvorschriften, 
die Festlegung transparenter Arbeitsverfahren für die Ent­
scheidungsprozesse des Unterstützungsbüros, die An­
nahme des Jahresberichts zur Asylsituation in der Union 
und von Fachdokumentationen zur Anwendung der In­
strumente der Union im Asylbereich, für die Ernennung 
eines Exekutivdirektors und gegebenenfalls für die Einset­
zung eines Exekutivausschusses ausgestattet sein. Der 
UNHCR sollte aufgrund seines Fachwissens im Asyl­
bereich durch einen Vertreter im Verwaltungsrat als Mit­
glied ohne Stimmrecht vertreten sein, um in vollem Um­
fang an den Arbeiten des Unterstützungsbüros beteiligt 
zu sein.
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(18) Angesichts der Art der Aufgaben des Unterstützungs­
büros und der Rolle des Exekutivdirektors und damit 
das Europäische Parlament seine Stellungnahme zu dem 
ausgewählten Bewerber vor dessen Ernennung sowie vor 
einer möglichen Verlängerung seines Mandats abgeben 
kann, sollte der Exekutivdirektor aufgefordert werden, 
vor dem zuständigen Ausschuss bzw. den zuständigen 
Ausschüssen des Europäischen Parlaments eine Erklärung 
abzugeben und dessen/deren Fragen zu beantworten. Der 
Exekutivdirektor sollte dem Europäischen Parlament auch 
den Jahresbericht vorlegen. Zudem sollte das Europäische 
Parlament den Exekutivdirektor auffordern können, über 
die Durchführung seiner Aufgaben Bericht zu erstatten. 

(19) Um die vollständige Selbstständigkeit und Unabhängig­
keit des Unterstützungsbüros zu gewährleisten, sollte es 
mit einem eigenen Haushalt ausgestattet werden, der zum 
Großteil aus einem Beitrag der Union besteht. Die Finan­
zierung des Unterstützungsbüros sollte einer Einigung 
der Haushaltsbehörde gemäß Nummer 47 der Interins­
titutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen 
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommis­
sion über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ) unterliegen. Das Haushaltsverfahren 
der Union sollte auf den Beitrag der Union und etwaige 
andere Zuschüsse aus dem Gesamthaushaltsplan der 
Union Anwendung finden. Die Rechnungsprüfung sollte 
durch den Rechnungshof erfolgen. 

(20) Das Unterstützungsbüro sollte mit den Behörden von 
Drittstaaten und den internationalen Organisationen, die 
für die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallenden Angelegenheiten zuständig sind, und mit Dritt­
staaten im Rahmen von Arbeitsvereinbarungen zusam­
menarbeiten, die gemäß den einschlägigen Bestimmungen 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) geschlossen wurden. 

(21) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische 
Union (EUV) und dem AEUV beigefügten Protokolls über 
die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hin­
sichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts haben das Vereinigte Königreich und Irland mit 
Schreiben vom 18. Mai 2009 mitgeteilt, dass sie sich an 
der Annahme und Anwendung dieser Verordnung betei­
ligen möchten. 

(22) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls über die Position Däne­
marks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme 
dieser Verordnung, und ist weder durch diese gebunden 
noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(23) In der Erwägung, dass Dänemark bisher zur praktischen 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Asyl­
bereich beigetragen hat, sollte das Unterstützungsbüro 

die operative Zusammenarbeit mit Dänemark erleichtern. 
Zu diesem Zweck sollte ein dänischer Vertreter zu allen 
Sitzungen des Verwaltungsrats eingeladen werden; der 
Verwaltungsrat sollte auch beschließen können, gegebe­
nenfalls dänische Beobachter zu den Sitzungen der Aus­
schüsse einzuladen. 

(24) Um seinen Auftrag erfüllen zu können, sollte das Unter­
stützungsbüro der Beteiligung von Ländern offen gegen­
über stehen, die mit der Union Abkommen geschlossen 
haben, auf deren Grundlage sie das Unionsrecht in dem 
unter diese Verordnung fallenden Bereich übernommen 
haben und anwenden, dies betrifft insbesondere Island, 
Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz. Das Unterstüt­
zungsbüro kann im Einvernehmen mit der Kommission 
nach Maßgabe des EUV Arbeitsvereinbarungen auch mit 
anderen Ländern als jenen schließen, die mit der Union 
Abkommen geschlossenen haben, auf deren Grundlage 
sie das Unionsrecht übernommen haben und anwenden. 
Das Unterstützungsbüro darf jedoch keinesfalls eine ei­
gene Außenpolitik verfolgen. 

(25) Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf­
ten ( 2 ) (Haushaltsordnung), insbesondere deren 
Artikel 185, sollte auf das Unterstützungsbüro Anwen­
dung finden. 

(26) Die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die 
Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugs­
bekämpfung (OLAF) ( 3 ) sollte uneingeschränkt auf das 
Unterstützungsbüro Anwendung finden; das Unterstüt­
zungsbüro sollte der Interinstitutionellen Vereinbarung 
vom 25. Mai 1999 zwischen dem Europäischen Par­
lament, dem Rat der Europäischen Union und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften über die inter­
nen Untersuchungen des Europäischen Amtes für Be­
trugsbekämpfung (OLAF) ( 4 ) („Interinstitutionelle Verein­
barung vom 25. Mai 1999“) beitreten. 

(27) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäi­
schen Parlaments, des Rates und der Kommission ( 5 ) 
sollte auf das Unterstützungsbüro Anwendung finden. 

(28) Auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
das Unterstützungsbüro sollte die Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Per­
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 6 ) Anwendung finden.
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(29) Die notwendigen Bestimmungen über die Unterbringung 
des Unterstützungsbüros in dem Mitgliedstaat, in dem es 
seinen Sitz haben soll, und die speziellen Vorschriften, 
die für das gesamte Personal des Unterstützungsbüros 
und dessen Familienangehörige gelten, sollten in einem 
Sitzabkommen festgelegt werden. Außerdem sollte der 
Sitzmitgliedstaat die bestmöglichen Voraussetzungen für 
eine reibungslose Arbeitsweise des Unterstützungsbüros, 
einschließlich Schulen für Kinder und Transportmöglich­
keiten, gewährleisten, damit das Unterstützungsbüro 
hoch qualifizierte Mitarbeiter auf möglichst breiter geo­
grafischer Grundlage rekrutieren kann. 

(30) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich das Erfordernis, 
die Umsetzung des GEAS zu verbessern, die praktische 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Asyl­
bereich zu erleichtern, zu koordinieren und zu intensi­
vieren und die Mitgliedstaaten, deren Asyl- und Aufnah­
mesysteme besonderem Druck ausgesetzt sind, mit ope­
rativen Maßnahmen zu unterstützen und/oder eine solche 
Unterstützung zu koordinieren, von den Mitgliedstaaten 
nicht hinreichend verwirklicht werden können, und daher 
wegen des Umfangs und der Wirkungen der Maßnahme 
besser auf Ebene der Union zu verwirklichen sind, kann 
die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV nieder­
gelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend 
dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das 
zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(31) Diese Verordnung achtet Grundrechte und Grundsätze, 
die insbesondere mit der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union anerkannt wurden, und muss im 
Einklang mit dem in Artikel 18 der Charta anerkannten 
Recht auf Asyl angewandt werden — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL 1 

EINRICHTUNG UND AUFTRAG DES EUROPÄISCHEN 
UNTERSTÜTZUNGSBÜROS FÜR ASYLFRAGEN 

Artikel 1 

Einrichtung des Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen 

Es wird ein Europäisches Unterstützungsbüro für Asylfragen 
(Unterstützungsbüro) eingerichtet, das zu einer besseren Umset­
zung des gemeinsamen europäischen Asylsystems (GEAS) bei­
tragen, die praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten im Asylbereich stärken und die Mitgliedstaaten, deren 
Asyl- und Aufnahmesysteme besonderem Druck ausgesetzt sind, 
mit operativen Maßnahmen unterstützen und/oder eine solche 
Unterstützung koordinieren soll. 

Artikel 2 

Auftrag des Unterstützungsbüros 

(1) Das Unterstützungsbüro erleichtert, koordiniert und in­
tensiviert die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in 

den zahlreichen praxisbezogenen Aspekten im Asylbereich, um 
zu einer besseren Umsetzung des GEAS beizutragen. In diesem 
Zusammenhang wird das Unterstützungsbüro voll und ganz in 
die auswärtige Dimension des GEAS eingebunden. 

(2) Das Unterstützungsbüro unterstützt die Mitgliedstaaten, 
deren Asyl- und Aufnahmesysteme besonderem Druck aus­
gesetzt sind, mit effizienten operativen Maßnahmen unter Ver­
wendung aller zweckmäßigen ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel, was auch die Koordinierung von Mitteln umfassen kann, 
die von den Mitgliedstaaten nach den in dieser Verordnung 
festgelegten Bedingungen bereitgestellt worden sind. 

(3) Das Unterstützungsbüro unterstützt die Politik und die 
Rechtsetzung der Union in fachlicher und technischer Hinsicht 
in allen Bereichen, die unmittelbare oder mittelbare Auswirkun­
gen auf den Asylbereich haben, um die praktische Zusammen­
arbeit im Asylbereich in vollem Umfang fördern und seine Auf­
gaben wirksam erfüllen zu können. Es stellt eine unabhängige 
Informationsquelle für alle diese Bereiche betreffenden Fragen 
dar. 

(4) Das Unterstützungsbüro erfüllt seinen Auftrag unter Be­
dingungen, die es ihm ermöglichen, aufgrund seiner Unabhän­
gigkeit, der fachlichen und technischen Qualität seiner Unter­
stützung und der von ihm verbreiteten Informationen, der 
Transparenz seiner Arbeitsweise und seiner Verfahren, seines 
Engagements bei der Wahrnehmung der ihm übertragenen Auf­
gaben sowie der für die Erfüllung seines Mandats erforderlichen 
IT-Ausstattung als Bezugspunkt zu dienen. 

(5) Das Unterstützungsbüro arbeitet eng mit den Asylbehör­
den der Mitgliedstaaten, mit den einzelstaatlichen Einwan­
derungs- und Asylbehörden und anderen Stellen sowie mit 
der Kommission zusammen. Das Unterstützungsbüro nimmt 
seine Aufgaben unbeschadet der Aufgaben wahr, die anderen 
zuständigen Einrichtungen der Union übertragen wurden, und 
arbeitet eng mit diesen Einrichtungen sowie mit dem UNHCR 
zusammen. 

(6) Das Unterstützungsbüro hat keine Befugnisse, auf die 
Entscheidungen einer mitgliedstaatlichen Asylbehörde über ein­
zelne Anträge auf internationalen Schutz Einfluss zu nehmen. 

KAPITEL 2 

AUFGABEN DES UNTERSTÜTZUNGSBÜROS 

ABSCHNITT 1 

Unterstützung der praktischen Zusammenarbeit im 
Asylbereich 

Artikel 3 

Bewährte Praktiken 

Das Unterstützungsbüro organisiert, fördert und koordiniert 
Maßnahmen, die den Informationsaustausch sowie die Ermitt­
lung und die Bündelung bewährter Praktiken im Asylbereich 
zwischen den Mitgliedstaaten ermöglichen.
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Artikel 4 

Informationen über Herkunftsländer 

Das Unterstützungsbüro organisiert, fördert und koordiniert 
Maßnahmen in Bezug auf Informationen über Herkunftsländer, 
insbesondere 

a) die transparent und unparteiisch erfolgende Sammlung von 
relevanten, zuverlässigen, genauen und aktuellen Informatio­
nen über Herkunftsländer von Personen, die internationalen 
Schutz beantragen, unter Verwendung aller einschlägigen In­
formationsquellen, einschließlich Informationen von staatli­
chen, nichtstaatlichen und internationalen Organisationen 
sowie von Organen und Einrichtungen der Union; 

b) die Berichterstattung über Herkunftsländer auf der Grundlage 
der gemäß Buchstabe a gesammelten Informationen; 

c) die Verwaltung, den Ausbau und die Unterhaltung eines 
Portals zur Sammlung von Informationen über Herkunfts­
länder sowie im Hinblick auf die Gewährleistung der Trans­
parenz die nötigen Vorschriften über den Zugang zu solchen 
Informationen gemäß Artikel 42; 

d) die Erstellung eines einheitlichen Formats und die Entwick­
lung einer einheitlichen Methode für die Darstellung, Über­
prüfung und Verwendung von Informationen über Her­
kunftsländer; 

e) die Analyse der Informationen über Herkunftsländer auf 
transparente Weise, wobei auf die Annäherung der Beurtei­
lungskriterien hingearbeitet wird und gegebenenfalls unter 
Verwendung der Beratungsergebnisse einer oder mehrerer 
Arbeitsgruppen. Mit dieser Analyse wird nicht die Absicht 
verfolgt, den Mitgliedstaaten Anweisungen für die Bewil­
ligung oder Ablehnung von Anträgen auf internationalen 
Schutz zu erteilen. 

Artikel 5 

Unterstützung bei der Umsiedlung von Personen, die 
internationalen Schutz genießen, innerhalb der Union 

Hinsichtlich der Mitgliedstaaten, deren Asyl- und Aufnahmesys­
teme vor allem aufgrund ihrer geografischen oder demogra­
fischen Lage einem besonderen und unverhältnismäßigen Druck 
ausgesetzt sind, fördert, erleichtert und koordiniert das Unter­
stützungsbüro den Informationsaustausch und andere Maßnah­
men in Verbindung mit der Umsiedlung innerhalb der Union. 
Eine Umsiedlung innerhalb der Union erfolgt nur im Einver­
nehmen zwischen den Mitgliedstaaten und mit Zustimmung 
der betreffenden Person, die internationalen Schutz genießt, 
und gegebenenfalls in Absprache mit dem UNHCR. 

Artikel 6 

Unterstützung für Schulungen 

(1) Das Unterstützungsbüro richtet Schulungen für die Mit­
glieder aller einzelstaatlichen Verwaltungs- und Justizbehörden 
sowie sonstiger einzelstaatlicher Stellen ein, die in den Mitglied­
staaten für Asylfragen zuständig sind, und entwickelt das Schu­
lungsangebot fort. Einzelstaatliche Systeme und Verfahren blei­
ben von der Teilnahme an den Schulungen unberührt. 

Das Unterstützungsbüro entwickelt diese Schulungen in enger 
Zusammenarbeit mit den Asylbehörden der Mitgliedstaaten und 
nutzt dabei gegebenenfalls das Fachwissen akademischer Ein­
richtungen und anderer einschlägiger Organisationen. 

(2) Das Unterstützungsbüro verwaltet ein europäisches Schu­
lungsprogramm für den Asylbereich und entwickelt dieses fort; 
es trägt dabei der bestehenden Zusammenarbeit auf Ebene der 
Union in diesem Bereich Rechnung. 

(3) Das Unterstützungsbüro kann allgemeine, spezifische 
oder thematische Schulungen anbieten, die die Methodik der 
Ausbildung für die Ausbilder beinhalten können. 

(4) Gegenstand spezifischer oder thematischer Schulungen, 
die den Erwerb von Kenntnissen und Fähigkeiten in Asylfragen 
betreffen, können unter anderem sein: 

a) die internationalen Menschenrechte und der Besitzstand der 
Union im Bereich Asyl, einschließlich spezieller rechtlicher 
Fragen oder Fragen zur Rechtsprechung; 

b) Fragen im Zusammenhang mit der Bearbeitung der Asyl­
anträge von Minderjährigen und von schutzbedürftigen Per­
sonen mit besonderen Bedürfnissen; 

c) Gesprächsführungstechniken; 

d) die Verwendung medizinischer und rechtlicher Fachgutach­
ten in Asylverfahren; 

e) Fragen im Zusammenhang mit der Erstellung und Verwen­
dung von Informationen über Herkunftsländer; 

f) Aufnahmebedingungen, wobei schutzbedürftigen Gruppen 
und Opfern von Folter besonderes Augenmerk gewidmet 
wird. 

(5) Das Schulungsangebot gewährleistet ein hohes Ausbil­
dungsniveau und zeigt wesentliche Grundsätze und bewährte 
Praktiken auf, um auf diese Weise eine größere Annäherung 
der Verwaltungsverfahren und -entscheidungen und der Rechts­
praxis unter uneingeschränkter Achtung der Unabhängigkeit der 
einzelstaatlichen Gerichtsbarkeit zu erreichen.

DE 29.5.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 132/15



(6) Das Unterstützungsbüro bietet den Experten, die dem in 
Artikel 15 genannten Asyl-Einsatzpool angehören, spezielle 
Schulungen an, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
Funktionen relevant sind, und führt mit ihnen regelmäßige 
Übungen entsprechend dem im Jahresarbeitsprogramm des Un­
terstützungsbüros festgelegten Plan für spezielle Schulungen und 
Übungen durch. 

(7) Das Unterstützungsbüro kann in Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten in deren Hoheitsgebiet Schulungen durch­
führen. 

Artikel 7 

Unterstützung für die externe Dimension des GEAS 

Das Unterstützungsbüro koordiniert im Einvernehmen mit der 
Kommission den Informationsaustausch und andere Maßnah­
men in Verbindung mit der Anwendung der Instrumente und 
Verfahren, die die externe Dimension des GEAS betreffen. 

Das Unterstützungsbüro koordiniert den Informationsaustausch 
und andere Maßnahmen zur Neuansiedlung vonseiten der Mit­
gliedstaaten im Hinblick auf die Berücksichtigung der Schutz­
bedürfnisse von Flüchtlingen in Drittländern und die Bekundung 
von Solidarität mit den Ländern, die sie aufnehmen. 

Das Unterstützungsbüro kann im Rahmen seines Mandats und 
nach Maßgabe von Artikel 49 mit den zuständigen Behörden 
von Drittländern in technischen Fragen zusammenarbeiten, ins­
besondere zur Förderung und Mitwirkung an der Schaffung von 
Kapazitäten in den Asyl- und Aufnahmesystemen der betreffen­
den Drittländer und zur Umsetzung der regionalen Schutzpro­
gramme und weiterer einschlägiger Maßnahmen für dauerhafte 
Lösungen. 

ABSCHNITT 2 

Unterstützung von besonderem Druck ausgesetzten 
Mitgliedstaaten 

Artikel 8 

Besonderer Druck auf das einzelstaatliche Asyl- und 
Aufnahmesystem 

Das Unterstützungsbüro koordiniert und unterstützt gemein­
same Maßnahmen zugunsten der Asyl- und Aufnahmesysteme 
von Mitgliedstaaten, die besonderem Druck ausgesetzt sind, wel­
cher außergewöhnlich schwere und dringende Anforderungen 
an ihre Aufnahmeeinrichtungen und Asylsysteme stellt. Ein sol­
cher Druck kann durch einen plötzlichen Massenzustrom von 
Drittstaatsangehörigen, die internationalen Schutzes bedürfen, 
gekennzeichnet sein und aufgrund der geografischen oder de­
mografischen Lage des Mitgliedsstaates entstehen. 

Artikel 9 

Sammlung und Auswertung von Informationen 

(1) Um die Bedürfnisse der besonderem Druck ausgesetzten 
Mitgliedstaaten einschätzen zu können, sammelt das Unterstüt­
zungsbüro insbesondere auf der Grundlage der Informationen, 
die von den Mitgliedstaaten, dem UNHCR und gegebenenfalls 
anderen relevanten Organisationen übermittelt werden, alle 
zweckdienlichen Angaben zur Ermittlung, Vorbereitung und Er­
arbeitung der in Artikel 10 genannten Sofortmaßnahmen, um 
diesen Druck zu bewältigen. 

(2) Das Unterstützungsbüro ermittelt, erhebt und analysiert 
systematisch auf Grundlage der Angaben, die von den besonde­
rem Druck ausgesetzten Mitgliedstaaten übermittelt werden, In­
formationen in Bezug auf die insbesondere für Übersetzungs- 
und Dolmetschaufgaben verfügbaren strukturellen und personel­
len Ressourcen, Informationen über die Herkunftsländer und 
über die Unterstützung bei der Bearbeitung und Verwaltung 
von Asylfällen sowie die Aufnahmekapazitäten in diesen beson­
derem Druck ausgesetzten Mitgliedstaaten, um einen raschen 
und zuverlässigen gegenseitigen Informationsaustausch unter 
den verschiedenen Asylbehörden der Mitgliedstaaten zu fördern. 

(3) Das Unterstützungsbüro analysiert die Daten über jeden 
plötzlichen Massenzustrom von Drittstaatsangehörigen, der die 
Asyl- und Aufnahmesysteme besonderem Druck aussetzten 
könnte, und sorgt für einen raschen Austausch einschlägiger 
Informationen zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion. Das Unterstützungsbüro nutzt bestehende Frühwarnsys­
teme und -mechanismen und richtet nötigenfalls ein Frühwarn­
system für seine eigenen Zwecke ein. 

Artikel 10 

Maßnahmen zur Unterstützung der Mitgliedstaaten 

Auf Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats koordiniert das 
Unterstützungsbüro die Maßnahmen zur Unterstützung der Mit­
gliedstaaten, deren Asyl- und Aufnahmesysteme besonderem 
Druck ausgesetzt sind, und wird dabei insbesondere in folgender 
Weise tätig: 

a) Es koordiniert die Maßnahmen zugunsten der Mitgliedstaa­
ten, die besonderem Druck ausgesetzt sind, mit dem Ziel, 
eine erste Analyse der Asylanträge zu erleichtern, die einer 
Prüfung durch die zuständigen einzelstaatlichen Behörden 
unterliegen. 

b) Es koordiniert die Maßnahmen, die eine Bereitstellung geeig­
neter Aufnahmeeinrichtungen durch den besonderem Druck 
ausgesetzten Mitgliedstaat – insbesondere Notunterkünfte, 
Beförderungsmittel und medizinische Versorgung – ermögli­
chen sollen. 

c) Es koordiniert die Asyl-Unterstützungsteams, deren Arbeits­
weise in Kapitel 3 geregelt ist.
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ABSCHNITT 3 

Mitwirkung bei der Umsetzung des GEAS 

Artikel 11 

Sammlung und Austausch von Informationen 

(1) Das Unterstützungsbüro organisiert, koordiniert und för­
dert den Austausch von Informationen über die Umsetzung 
sämtlicher einschlägiger Instrumente des Besitzstands der Union 
im Asylbereich zwischen den Asylbehörden der Mitgliedstaaten 
sowie zwischen diesen und der Kommission. Hierzu kann es 
Datenbanken einrichten, die Sachverhaltsdaten sowie Rechts- 
und Rechtsprechungsdaten zu den auf einzelstaatlicher und in­
ternationaler sowie auf Ebene der Union bestehenden Asyl­
rechtsinstrumenten enthalten, unter anderem unter Verwendung 
bestehender Vorkehrungen. Unbeschadet der Aktivitäten des 
Unterstützungsbüros nach den Artikeln 15 und 16 dürfen keine 
personenbezogenen Daten in solchen Datenbanken gespeichert 
werden, es sei denn, das Unterstützungsbüro hat solche Daten 
aus der Öffentlichkeit zugänglichen Dokumenten erhalten. 

(2) Das Unterstützungsbüro stellt unter anderem folgende 
Informationen zusammen: 

a) Angaben zur Behandlung von Anträgen auf internationalen 
Schutz in den einzelstaatlichen Verwaltungen und Behörden; 

b) Angaben zu den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und zur 
Rechtsentwicklung im Asylbereich, einschließlich der Recht­
sprechung. 

Artikel 12 

Berichte und sonstige Veröffentlichungen des 
Unterstützungsbüros 

(1) Das Unterstützungsbüro erstellt jährlich einen Bericht zur 
Asylsituation in der Union und trägt dabei den bereits aus 
anderen einschlägigen Quellen verfügbaren Informationen ge­
bührend Rechnung. Im Rahmen dieses Berichts bewertet das 
Unterstützungsbüro die Ergebnisse der auf der Grundlage dieser 
Verordnung durchgeführten Maßnahmen und erstellt eine um­
fassende vergleichende Analyse dieser Ergebnisse, um die Qua­
lität, Kohärenz und Effizienz des GEAS zu verbessern. 

(2) Das Unterstützungsbüro kann nach Maßgabe seines Ar­
beitsprogramms oder auf Ersuchen des Verwaltungsrats oder der 
Kommission unter gebührender Berücksichtigung der Stand­
punkte der Mitgliedstaaten oder des Europäischen Parlaments 
in enger Zusammenarbeit mit seinen Arbeitsgruppen und der 
Kommission technische Dokumentationen, einschließlich Leit­
linien oder Handbücher, zur Durchführung der Instrumente 
der Union im Asylbereich annehmen. Wenn solche technischen 
Dokumentationen auf Elemente des internationalen Flüchtlings­
rechts Bezug nehmen, sind die einschlägigen Leitlinien des 
UNHCR gebührend zu berücksichtigen. Mit diesen Dokumenta­
tionen wird nicht die Absicht verfolgt, den Mitgliedstaaten An­
weisungen für die Bewilligung oder Ablehnung von Anträgen 
auf internationalen Schutz zu erteilen. 

KAPITEL 3 

ASYL-UNTERSTÜTZUNGSTEAMS 

Artikel 13 

Koordinierung 

(1) Ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die besonderem Druck 
ausgesetzt sind, können das Unterstützungsbüro um die Entsen­
dung eines Asyl-Unterstützungsteams ersuchen. Der ersuchende 
Mitgliedstaat oder die ersuchenden Mitgliedstaaten liefern ins­
besondere eine Beschreibung der Lage, nennen die Ziele des 
Ersuchens und bestimmen den voraussichtlichen Bedarf für 
den Einsatz gemäß Artikel 18 Absatz 1. 

(2) Als Reaktion auf ein derartiges Ersuchen kann das Unter­
stützungsbüro die notwendigen technischen und operativen Un­
terstützungsmaßnahmen für einen oder mehrere ersuchende 
Mitgliedstaaten sowie, für eine begrenzte Zeit, den Einsatz eines 
Asyl-Unterstützungsteams in dem Hoheitsgebiet dieses Mitglied­
staats oder dieser Mitgliedstaaten auf der Grundlage eines Ein­
satzplans nach Artikel 18 koordinieren. 

Artikel 14 

Technische Hilfe 

Wie im Einsatzplan nach Artikel 18 vereinbart, stellen die Asyl- 
Unterstützungsteams im Rahmen der in Artikel 10 genannten 
Maßnahmen Fachkenntnisse zur Unterstützung der Mitgliedstaa­
ten insbesondere im Hinblick auf Dolmetschdienste, Informatio­
nen über die Herkunftsländer und Kenntnisse über die Bearbei­
tung und Verwaltung von Asylverfahren bereit. 

Artikel 15 

Asyl-Einsatzpool 

(1) Auf Vorschlag des Exekutivdirektors beschließt der Ver­
waltungsrat mit Dreiviertelmehrheit der stimmberechtigten Mit­
glieder über die Anforderungsprofile und die Gesamtzahl der für 
die Bildung von Asyl-Unterstützungsteams bereitzustellenden 
Experten (Asyl-Einsatzpool). Im Rahmen des Asyl-Einsatzpools 
erstellt das Unterstützungsbüro ein Dolmetscherverzeichnis. 
Dasselbe Verfahren kommt bei späteren Änderungen in Bezug 
auf die Anforderungsprofile und die Gesamtzahl der Experten 
des Asyl-Einsatzpools zur Anwendung. 

(2) Die Mitgliedstaaten leisten über einen Pool einzelstaatli­
cher Experten auf Grundlage der festgelegten Anforderungspro­
file einen Beitrag zum Asyl-Einsatzpool, indem sie entsprechend 
den geforderten Anforderungsprofilen Experten benennen. 

Die Mitgliedstaaten unterstützen das Unterstützungsbüro bei der 
Bestimmung von Dolmetschern für das Dolmetscherverzeichnis. 

Die Mitgliedstaaten können Dolmetscher entsenden oder über 
eine Videokonferenz bereitstellen.

DE 29.5.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 132/17



Artikel 16 

Entsendung 

(1) Die Autonomie des Herkunftsmitgliedstaats im Hinblick 
auf die Wahl der Anzahl und der Profile der Experten (einzel­
staatlicher Pool) und die Dauer der Entsendung bleibt unberührt. 
Die Mitgliedstaaten entsenden diese Experten auf Ersuchen des 
Unterstützungsbüros, es sei denn, die ersuchten Mitgliedstaaten 
sehen sich einer Situation gegenüber, die die Erledigung einzel­
staatlicher Aufgaben erheblich beeinträchtigt, wie beispielsweise 
eine Situation, die zu Personalmangel im Zusammenhang mit 
den Verfahren für die Zuerkennung des Status von Personen, die 
internationalen Schutz beantragen, führt. Die Mitgliedstaaten 
teilen auf Ersuchen des Unterstützungsbüros so rasch wie mög­
lich die Zahl, die Namen und die Profile der Experten ihres 
einzelstaatlichen Pools mit, die sie so rasch wie möglich als 
Mitglieder eines Asyl-Unterstützungsteams zur Verfügung stellen 
können. 

(2) Bei der Zusammenstellung eines Asyl-Unterstützungs­
teams berücksichtigt der Exekutivdirektor die besonderen Um­
stände, denen sich der um Unterstützung ersuchende Mitglied­
staat gegenübersieht. Das Team wird in Übereinstimmung mit 
dem Einsatzplan nach Artikel 18 zusammengestellt. 

Artikel 17 

Entscheidung über die Entsendung eines Teams 

(1) Der Exekutivdirektor kann gegebenenfalls aus dem Per­
sonal des Unterstützungsbüros Experten entsenden, um die Lage 
in dem ersuchenden Mitgliedstaat zu beurteilen. 

(2) Der Exekutivdirektor unterrichtet den Verwaltungsrat un­
verzüglich über jedes Ersuchen um Entsendung eines Asyl-Un­
terstützungsteams. 

(3) Der Exekutivdirektor entscheidet über das Ersuchen um 
Entsendung eines Asyl-Unterstützungsteams so rasch wie mög­
lich, spätestens aber fünf Arbeitstage nach Eingang des Ersu­
chens. Der Exekutivdirektor teilt seine Entscheidung dem ersu­
chenden Mitgliedstaat und gleichzeitig dem Verwaltungsrat 
schriftlich unter Angabe der wichtigsten Gründe hierfür mit. 

(4) Entscheidet der Exekutivdirektor, ein oder mehrere Asyl- 
Unterstützungsteams zu entsenden, so erstellen das Unterstüt­
zungsbüro und der ersuchende Mitgliedstaat unverzüglich ge­
mäß Artikel 18 einen Einsatzplan. 

(5) Sobald dieser Einsatzplan vereinbart ist, informiert der 
Exekutivdirektor die Mitgliedstaaten, die die einzusetzenden Ex­

perten entsenden, über die erforderliche Anzahl und die Anfor­
derungsprofile dieser Experten. Die einzelstaatlichen Kontaktstel­
len gemäß Artikel 19 werden hiervon schriftlich unter Angabe 
des geplanten Einsatztermins unterrichtet. Außerdem wird ihnen 
eine Kopie des Einsatzplans übermittelt. 

(6) Ist der Exekutivdirektor abwesend oder verhindert, so 
entscheidet der ihn vertretende Referatsleiter über die Entsen­
dung der Asyl-Unterstützungsteams. 

Artikel 18 

Einsatzplan 

(1) Der Exekutivdirektor und der ersuchende Mitgliedstaat 
vereinbaren einen Einsatzplan, in dem die genauen Bedingungen 
für den Einsatz der Asyl-Unterstützungsteams festgelegt sind. 
Der Einsatzplan enthält: 

a) eine Beschreibung der Lage mit Angabe der Vorgehensweise 
und der Ziele der Entsendung einschließlich des Einsatzziels; 

b) die voraussichtliche Einsatzdauer der Teams; 

c) das geografische Zuständigkeitsgebiet in dem ersuchenden 
Mitgliedstaat, in dem die Teams eingesetzt werden; 

d) eine Beschreibung der Aufgaben und besondere Anweisun­
gen für die Mitglieder der Teams einschließlich Instruktionen 
in Bezug auf die Datenbanken, die sie abfragen dürfen, und 
die Ausrüstungen, die sie im ersuchenden Mitgliedstaat ver­
wenden dürfen; sowie 

e) die Zusammensetzung der Teams. 

(2) Änderungen und Anpassungen des Einsatzplans setzen 
das Einverständnis des Exekutivdirektors und des ersuchenden 
Mitgliedstaats voraus. Das Unterstützungsbüro übermittelt den 
beteiligten Mitgliedstaaten unverzüglich eine Kopie des geänder­
ten oder angepassten Einsatzplans. 

Artikel 19 

Einzelstaatliche Kontaktstelle 

Jeder Mitgliedstaat benennt eine einzelstaatliche Kontaktstelle für 
die Kommunikation mit dem Unterstützungsbüro in allen An­
gelegenheiten, die die Asyl-Unterstützungsteams betreffen.
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Artikel 20 

Kontaktstelle der Union 

(1) Der Exekutivdirektor benennt aus dem Personal des Un­
terstützungsbüros einen oder mehrere Experten, die als Kontakt­
stelle der Union zur Koordinierung dienen. Er setzt den Einsatz­
mitgliedstaat von solchen Benennungen in Kenntnis. 

(2) Die Kontaktstelle der Union wird im Namen des Unter­
stützungsbüros in allen Aspekten tätig, die mit dem Einsatz der 
Asyl-Unterstützungsteams zusammenhängen. Insbesondere hat 
die Kontaktstelle der Union die Aufgabe, 

a) als Schnittstelle zwischen dem Unterstützungsbüro und dem 
Einsatzmitgliedstaat zu fungieren; 

b) als Schnittstelle zwischen dem Unterstützungsbüro und den 
Mitgliedern der Asyl-Unterstützungsteams zu fungieren und 
diese im Auftrag des Unterstützungsbüros in allen Fragen, 
die mit den Einsatzbedingungen dieser Teams zusammen­
hängen, zu unterstützen; 

c) die korrekte Durchführung des Einsatzplans zu überwachen; 
und 

d) dem Unterstützungsbüro über alle Aspekte der Entsendung 
der Asyl-Unterstützungsteams zu berichten. 

(3) Der Exekutivdirektor kann die Kontaktstelle der Union 
ermächtigen, bei der Schlichtung von Streitigkeiten im Zusam­
menhang mit der Durchführung des Einsatzplans und der Ent­
sendung der Asyl-Unterstützungsteams behilflich zu sein. 

(4) Die Kontaktstelle der Union nimmt bei der Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben nur Anweisungen des Unterstützungs­
büros entgegen. 

Artikel 21 

Zivilrechtliche Haftung 

(1) Beim Einsatz von Mitgliedern eines Asyl-Unterstützungs­
teams in einem Einsatzmitgliedstaat haftet dieser nach seinem 
innerstaatlichen Recht für Schäden, die Teammitglieder bei ih­
rem Einsatz verursachen. 

(2) Wurde der Schaden durch grobe Fahrlässigkeit oder vor­
sätzlich verursacht, so kann sich der Einsatzmitgliedstaat an den 
Herkunftsmitgliedstaat wenden, um von diesem die Erstattung 
der an die Geschädigten oder der in deren Namen Berechtigten 
gezahlten Beträge zu verlangen. 

(3) Unbeschadet der Ausübung seiner Rechte gegenüber Drit­
ten verzichtet jeder Mitgliedstaat darauf, für erlittene Schäden 
gegenüber dem Einsatzmitgliedstaat oder jedem anderen Mit­
gliedstaat Schadenersatzforderungen geltend zu machen, es sei 
denn, der Schaden wurde durch grobe Fahrlässigkeit oder vor­
sätzlich verursacht. 

(4) Jede Streitigkeit zwischen den Mitgliedstaaten bezüglich 
der Anwendung der Absätze 2 und 3 dieses Artikels, die nicht 
durch Verhandlungen zwischen diesen beigelegt werden kann, 
wird gemäß Artikel 273 AEUV von diesen beim Gerichtshof 
anhängig gemacht. 

(5) Unbeschadet der Ausübung seiner Rechte gegenüber Drit­
ten trägt das Unterstützungsbüro die Kosten für während des 
Einsatzes entstandene Schäden an Ausrüstungen des Unterstüt­
zungsbüros, es sei denn, der Schaden wurde durch grobe Fahr­
lässigkeit oder vorsätzlich verursacht. 

Artikel 22 

Strafrechtliche Verantwortlichkeit 

Während des Einsatzes eines Asyl-Unterstützungsteams werden 
Mitglieder des Asyl-Unterstützungsteams in Bezug auf Strafta­
ten, die gegen sie oder von ihnen begangen werden, wie Beamte 
des Einsatzmitgliedstaats behandelt. 

Artikel 23 

Kosten 

Stellen Mitgliedstaaten ihre Experten für den Einsatz in einem 
Asyl-Unterstützungsteam bereit, so übernimmt das Unterstüt­
zungsbüro die Kosten, die für Folgendes entstehen: 

a) die Reise vom Herkunftsmitgliedstaat zum Einsatzmitglied­
staat und vom Einsatzmitgliedstaat zum Herkunftsmitglied­
staat, 

b) Impfungen, 

c) besondere Versicherungen, 

d) die Gesundheitsfürsorge, 

e) Tagegelder einschließlich der Unterbringung, 

f) die technische Ausrüstung des Unterstützungsbüros und 

g) Honorarzahlungen an die Experten.
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KAPITEL 4 

ORGANISATION DES UNTERSTÜTZUNGSBÜROS 

Artikel 24 

Leitungs- und Verwaltungsstruktur des 
Unterstützungsbüros 

Die Leitungs- und Verwaltungsstruktur des Unterstützungsbüros 
besteht aus: 

a) einem Verwaltungsrat, 

b) einem Exekutivdirektor und dem Personal des Unterstüt­
zungsbüros. 

Die Leitungs- und Verwaltungsstruktur des Unterstützungsbüros 
kann einen Exekutivausschuss umfassen, sofern ein solcher ge­
mäß Artikel 29 Absatz 2 eingesetzt wird. 

Artikel 25 

Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich aus jeweils einem von je­
dem Mitgliedstaat, für den diese Verordnung verbindlich ist, 
ernannten Mitglied und zwei von der Kommission ernannten 
Mitgliedern zusammen. 

(2) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates kann sich von einem 
Stellvertreter vertreten oder begleiten lassen; im Falle der Beglei­
tung eines Mitglieds wohnt das stellvertretende Mitglied der 
Sitzung ohne Stimmrecht bei. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden aufgrund ihrer 
Erfahrung, ihrer fachlichen Verantwortung und des hohen Ni­
veaus ihres Fachwissens im Asylbereich ernannt. 

(4) Ein Vertreter des UNHCR gehört dem Verwaltungsrat als 
Mitglied ohne Stimmrecht an. 

(5) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrats beträgt 
drei Jahre. Sie kann verlängert werden. Bei Ablauf ihrer Amts­
zeit oder bei Ausscheiden bleiben die Mitglieder so lange im 
Amt, bis sie wieder ernannt oder ersetzt worden sind. 

Artikel 26 

Vorsitz des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat wählt aus dem Kreis seiner stimm­
berechtigten Mitglieder einen Vorsitz und einen stellvertretenden 
Vorsitz. Der stellvertretende Vorsitz tritt im Fall der Verhin­

derung des Vorsitzes, seinen Pflichten nachzukommen, auto­
matisch an dessen Stelle. 

(2) Die Amtszeit des Vorsitzes und des stellvertretenden Vor­
sitzes beträgt drei Jahre und kann nur einmal verlängert werden. 
Wenn ihre Mitgliedschaft im Verwaltungsrat jedoch zu einem 
beliebigen Zeitpunkt ihrer Amtszeit als Vorsitz oder stellvertre­
tender Vorsitz endet, endet auch ihre Amtszeit automatisch zu 
demselben Zeitpunkt. 

Artikel 27 

Sitzungen des Verwaltungsrats 

(1) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitz 
einberufen. Der Exekutivdirektor nimmt an den Sitzungen teil. 
Der Vertreter des UNHCR nimmt nicht an den Sitzungen teil, in 
denen der Verwaltungsrat die Aufgaben nach Artikel 29 Absatz 
1 Buchstaben b, h, i, j und m und nach Artikel 29 Absatz 2 
ausführt und wenn der Verwaltungsrat beschließt, gemäß 
Artikel 50 Mittel zur Finanzierung von Maßnahmen bereit­
zustellen, die es dem Unterstützungsbüro ermöglichen, das 
Fachwissen des UNHCR in Asylfragen zu nutzen. 

(2) Der Verwaltungsrat hält jährlich mindestens zwei ordent­
liche Sitzungen ab. Darüber hinaus tritt er auf Veranlassung 
seines Vorsitzes oder auf Antrag eines Drittels seiner Mitglieder 
zusammen. 

(3) Der Verwaltungsrat kann alle Personen, deren Stellung­
nahme von Interesse sein kann, als Beobachter zu seinen Sit­
zungen einladen. 

Dänemark wird zu den Sitzungen des Verwaltungsrats einge­
laden. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können vorbehaltlich 
der Bestimmungen der Geschäftsordnung Berater oder Experten 
hinzuziehen. 

(5) Die Sekretariatsgeschäfte des Verwaltungsrats werden 
vom Unterstützungsbüro wahrgenommen. 

Artikel 28 

Abstimmungsmodalitäten 

(1) Sofern nicht anders bestimmt, fasst der Verwaltungsrat 
seine Beschlüsse mit der absoluten Mehrheit seiner stimm­
berechtigten Mitglieder. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat 
eine Stimme. Bei Abwesenheit eines Mitglieds ist sein Stellver­
treter berechtigt, das Stimmrecht des Mitglieds auszuüben.
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(2) Der Exekutivdirektor nimmt an den Abstimmungen nicht 
teil. 

(3) Der Vorsitz nimmt an den Abstimmungen teil. 

(4) Die Mitgliedstaaten, die sich nicht in vollem Umfang am 
Besitzstand der Union im Asylbereich beteiligen, nehmen nicht 
an Abstimmungen teil, wenn der Verwaltungsrat aufgefordert 
wird, Beschlüsse zu fassen, die unter Artikel 29 Absatz 1 
Buchstabe e fallen, und sofern die besagten technischen Doku­
mentationen sich ausschließlich auf ein Instrument der Union 
im Asylbereich beziehen, das für sie nicht verbindlich ist. 

(5) In der Geschäftsordnung des Verwaltungsrats werden de­
taillierte Vorschriften für Abstimmungen festgelegt, insbeson­
dere die Bedingungen, unter denen ein Mitglied im Namen eines 
anderen handeln kann, sowie bei Bedarf Bestimmungen über die 
Beschlussfähigkeit. 

Artikel 29 

Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat sorgt dafür, dass das Unterstützungs­
büro die ihm übertragenen Aufgaben ausführt. Er ist die Pla­
nungs- und Überwachungsinstanz des Unterstützungsbüros. Ins­
besondere hat er die Aufgabe, 

a) nach Stellungnahme der Kommission mit einer Mehrheit 
von drei Vierteln seiner stimmberechtigten Mitglieder seine 
Geschäftsordnung anzunehmen; 

b) den Exekutivdirektor im Einklang mit Artikel 30 zu ernen­
nen, die Disziplinargewalt über den Exekutivdirektor aus­
zuüben und ihn gegebenenfalls zeitweilig oder dauerhaft 
aus dem Amt zu entfernen oder zu entlassen; 

c) einen jährlichen allgemeinen Tätigkeitsbericht des Unterstüt­
zungsbüros anzunehmen und ihn bis zum 15. Juni des 
darauf folgenden Jahres dem Europäischen Parlament, dem 
Rat, der Kommission und dem Rechnungshof zu übermit­
teln. Der jährliche allgemeine Tätigkeitsbericht wird ver­
öffentlicht; 

d) im Einklang mit Artikel 12 Absatz 1 einen Jahresbericht zur 
Asylsituation in der Union anzunehmen. Dieser Bericht wird 
dem Europäischen Parlament vorgelegt. Der Rat und die 
Kommission können um Vorlage des Berichts ersuchen; 

e) die in Artikel 12 Absatz 2 genannten technischen Doku­
mentationen anzunehmen; 

f) auf der Grundlage eines vom Exekutivdirektor unterbreiteten 
Entwurfs bis zum 30. September jedes Jahres und nach 
Erhalt der Stellungnahme der Kommission das Arbeitspro­
gramm des Unterstützungsbüros für das folgende Jahr mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln seiner stimmberechtigten 
Mitglieder anzunehmen und es dem Europäischen Par­
lament, dem Rat und der Kommission zu übermitteln. Die­
ses Arbeitsprogramm wird gemäß dem jährlichen Haushalts­
verfahren und dem Legislativprogramm der Union im Asyl­
bereich angenommen; 

g) seine Funktionen im Zusammenhang mit dem Haushalt des 
Unterstützungsbüros in Anwendung des Kapitels 5 wahr­
zunehmen; 

h) die Modalitäten für die Anwendung der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 gemäß Artikel 42 festzulegen; 

i) die Personalpolitik des Unterstützungsbüros gemäß 
Artikel 38 festzulegen; 

j) nach Einholung der Stellungnahme der Kommission den 
Mehrjahresplan für die Personalpolitik anzunehmen; 

k) alle Beschlüsse zu fassen, die im Hinblick auf die Ausfüh­
rung des in dieser Verordnung festgelegten Mandats des 
Unterstützungsbüros erforderlich sind; 

l) alle Beschlüsse zur Einrichtung und erforderlichenfalls zur 
Weiterentwicklung der in dieser Verordnung vorgesehenen 
Informationssysteme und insbesondere des Informations­
portals gemäß Artikel 4 Buchstabe c zu fassen; und 

m) alle Beschlüsse zur Einrichtung und erforderlichenfalls zur 
Änderung der internen Strukturen des Unterstützungsbüros 
zu fassen. 

(2) Der Verwaltungsrat kann einen Exekutivausschuss einset­
zen, der den Verwaltungsrat und den Exekutivdirektor bei der 
Vorbereitung der Beschlüsse, des Arbeitsprogramms und der 
Tätigkeiten, die vom Verwaltungsrat anzunehmen sind, unter­
stützt und bei Bedarf in dringenden Fällen im Namen des Ver­
waltungsrats bestimmte vorläufige Beschlüsse fasst. 

Ein solcher Exekutivausschuss besteht aus acht Mitgliedern, die 
aus dem Kreise der Mitglieder des Verwaltungsrats ernannt wer­
den; eines dieser acht Mitglieder ist einer der Vertreter der 
Kommission im Verwaltungsrat. Die Amtszeit der Mitglieder 
des Exekutivausschusses entspricht der der Mitglieder des Ver­
waltungsrats.
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Auf Ersuchen des Exekutivausschusses können Vertreter des 
UNHCR oder alle anderen Personen, deren Stellungnahme von 
Interesse sein könnte, ohne Stimmrecht an den Sitzungen des 
Exekutivausschusses teilnehmen. 

Die Arbeitsweise des Exekutivausschusses wird vom Unterstüt­
zungsbüro in seiner Geschäftsordnung festgelegt und veröffent­
licht. 

Artikel 30 

Ernennung des Exekutivdirektors 

(1) Der Exekutivdirektor wird vom Verwaltungsrat aus dem 
Kreise der Personen ausgewählt, die aus einem von der Kommis­
sion organisierten, allgemeinen Auswahlverfahren als geeignete 
Bewerber hervorgegangen sind, und vom Verwaltungsrat für 
eine Amtszeit von fünf Jahren ernannt. Im Rahmen dieses Aus­
wahlverfahrens wird eine Aufforderung zur Interessenbekun­
dung im Amtsblatt der Europäischen Union und anderweitig ver­
öffentlicht. Ist der Verwaltungsrat nicht davon überzeugt, dass 
zumindest einer der in die erste Liste aufgenommenen Bewerber 
die gewünschte Eignung aufweist, so kann er ein neues Verfah­
ren verlangen. Die Ernennung des Exekutivdirektors erfolgt auf 
der Grundlage seiner persönlichen Verdienste, seiner Erfahrung 
im Asylbereich und seiner Verwaltungs- und Managementfähig­
keiten. Vor seiner Ernennung wird der vom Verwaltungsrat aus­
gewählte Bewerber aufgefordert, vor dem zuständigen Aus­
schuss bzw. den zuständigen Ausschüssen des Europäischen 
Parlaments eine Erklärung abzugeben und Fragen der Aus­
schussmitglieder zu beantworten. 

Im Anschluss an diese Erklärung kann das Europäische Par­
lament eine Stellungnahme abgeben, in der es seine Meinung 
zu dem ausgewählten Bewerber äußert. Der Verwaltungsrat un­
terrichtet das Europäische Parlament darüber, inwieweit dieser 
Stellungnahme Rechnung getragen wird. Die Stellungnahme 
wird bis zur Ernennung des Bewerbers als persönlich eingestuft 
und vertraulich behandelt. 

In den letzten neun Monaten vor Ablauf der fünfjährigen Amts­
zeit des Exekutivdirektors nimmt die Kommission eine Bewer­
tung vor, bei der sie insbesondere Folgendes prüft: 

— die Leistungen des Exekutivdirektors und 

— die Aufgaben und Anforderungen des Unterstützungsbüros 
in den kommenden Jahren. 

(2) Der Verwaltungsrat kann unter Berücksichtigung dieser 
Bewertung und nur in Fällen, in denen die Aufgaben und An­
forderungen des Unterstützungsbüros dies rechtfertigen, die 
Amtszeit des Exekutivdirektors einmal um höchstens drei Jahre 
verlängern. 

(3) Der Verwaltungsrat unterrichtet das Europäische Par­
lament über seine Absicht, die Amtszeit des Exekutivdirektors 
zu verlängern. Innerhalb eines Monats vor der Verlängerung der 
Amtszeit wird der Exekutivdirektor aufgefordert, vor dem zu­
ständigen Ausschuss bzw. den zuständigen Ausschüssen des 
Europäischen Parlaments eine Erklärung abzugeben und Fragen 
der Ausschussmitglieder zu beantworten. 

Artikel 31 

Aufgaben des Exekutivdirektors 

(1) Das Unterstützungsbüro wird von seinem Exekutivdirek­
tor geleitet, der seine Aufgaben unabhängig ausführt. Der Exe­
kutivdirektor legt dem Verwaltungsrat Rechenschaft über seine 
Tätigkeit ab. 

(2) Unbeschadet der Zuständigkeiten der Kommission, des 
Verwaltungsrats oder des Exekutivausschusses, sofern ein sol­
cher Ausschuss eingesetzt wird, darf der Exekutivdirektor An­
weisungen von Regierungen oder sonstigen Stellen weder an­
fordern noch entgegennehmen. 

(3) Der Exekutivdirektor erstattet dem Europäischen Par­
lament über die Durchführung seiner Aufgaben Bericht, sofern 
er dazu aufgefordert wird. Der Rat kann den Exekutivdirektor 
auffordern, über die Erfüllung seiner Aufgaben Bericht zu er­
statten. 

(4) Der Exekutivdirektor ist der gesetzliche Vertreter des Un­
terstützungsbüros. 

(5) Der Exekutivdirektor kann von einem oder mehreren Re­
feratsleitern unterstützt werden. Bei Abwesenheit oder Verhin­
derung des Exekutivdirektors nimmt ein Referatsleiter seine Auf­
gaben wahr. 

(6) Der Exekutivdirektor ist für die Verwaltungsführung des 
Unterstützungsbüros und die Durchführung der dem Unterstüt­
zungsbüro gemäß dieser Verordnung zugewiesenen Aufgaben 
verantwortlich. Der Exekutivdirektor hat insbesondere die Auf­
gabe, 

a) die laufenden Geschäfte des Unterstützungsbüros zu führen; 

b) nach Erhalt der Stellungnahme der Kommission die Arbeits­
programme des Unterstützungsbüros zu erstellen; 

c) die vom Verwaltungsrat angenommenen Arbeitsprogramme 
und Beschlüsse durchzuführen;
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d) gemäß Artikel 4 Buchstabe b Berichte über die Herkunfts­
länder zu erstellen; 

e) den Entwurf der gemäß Artikel 37 vom Verwaltungsrat zu 
erlassenden Finanzordnung des Unterstützungsbüros sowie 
der entsprechenden Durchführungsbestimmungen auszuar­
beiten; 

f) einen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Aus­
gaben des Unterstützungsbüros sowie der Ausführung seines 
Haushaltsplans zu erstellen; 

g) gegenüber dem Personal des Unterstützungsbüros die in 
Artikel 38 genannten Befugnisse auszuüben; 

h) alle Beschlüsse zur Verwaltung der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Informationssysteme einschließlich des Infor­
mationsportals gemäß Artikel 4 Buchstabe c zu fassen; 

i) alle Beschlüsse zur Verwaltung der internen Strukturen des 
Unterstützungsbüros zu fassen; und 

j) die in Artikel 51 genannte Tätigkeit des Beirats zu koor­
dinieren und zu leiten. Dazu legt der Exekutivdirektor im 
Benehmen mit einschlägigen Organisationen der Zivilgesell­
schaft zunächst einen Plan zur Einsetzung des Beirats fest. 
Sobald der Beirat förmlich eingesetzt ist, nimmt der Exe­
kutivdirektor im Benehmen mit diesem Beirat einen Opera­
tionsplan mit einer Regelung über die Häufigkeit und Art der 
Beratungstätigkeit und die Organisationsmechanismen zur 
Durchführung von Artikel 51 an. Auch werden transparente 
Kriterien für die laufende Beteiligung an der Arbeit des Bei­
rats vereinbart. 

Artikel 32 

Arbeitsgruppen 

(1) Im Rahmen seines in dieser Verordnung festgelegten 
Mandats kann das Unterstützungsbüro Arbeitsgruppen einset­
zen, denen Experten von im Asylbereich tätigen zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten, einschließlich auf Asylfragen spezia­
lisierter Richter, angehören. Das Unterstützungsbüro setzt Ar­
beitsgruppen für die Zwecke von Artikel 4 Buchstabe e und 
Artikel 12 Absatz 2 ein. Die Experten können durch gleichzeitig 
ernannte Stellvertreter vertreten werden. 

(2) Die Kommission nimmt von Rechts wegen an den Ar­
beitsgruppen teil. Die Vertreter des UNHCR können an den 
Sitzungen der Arbeitsgruppen des Unterstützungsbüros – je 
nach Art der erörterten Fragen – ganz oder teilweise teilnehmen. 

(3) Die Arbeitsgruppen können zu den Sitzungen alle Per­
sonen einladen, deren Stellungnahme von Interesse sein kann, 
insbesondere im Asylbereich tätige Vertreter der Organisationen 
der Zivilgesellschaft. 

KAPITEL 5 

FINANZBESTIMMUNGEN 

Artikel 33 

Haushaltsplan 

(1) Sämtliche Einnahmen und Ausgaben des Unterstützungs­
büros werden für jedes Haushaltsjahr, das dem Kalenderjahr 
entspricht, veranschlagt und im Haushaltsplan des Unterstüt­
zungsbüros ausgewiesen. 

(2) Der Haushaltsplan des Unterstützungsbüros ist hinsicht­
lich der Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen. 

(3) Unbeschadet anderer Finanzmittel umfassen die Einnah­
men des Unterstützungsbüros 

a) einen Beitrag der Union aus dem Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Union, 

b) etwaige freiwillige Beiträge der Mitgliedstaaten, 

c) Vergütungen für Veröffentlichungen oder sonstige Leistun­
gen des Unterstützungsbüros, 

d) einen Beitrag der assoziierten Länder. 

(4) Die Ausgaben des Unterstützungsbüros umfassen ins­
besondere die Bezüge des Personals, die Verwaltungs- und In­
frastrukturausgaben und die Betriebskosten. 

Artikel 34 

Aufstellung des Haushaltsplans 

(1) Der Exekutivdirektor erstellt jährlich zusammen mit dem 
Stellenplan einen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und 
Ausgaben des Unterstützungsbüros für das folgende Haushalts­
jahr, den er dem Verwaltungsrat übermittelt. 

(2) Auf der Grundlage dieses Entwurfs stellt der Verwaltungs­
rat einen vorläufigen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen 
und Ausgaben des Unterstützungsbüros für das folgende Haus­
haltsjahr auf.
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(3) Der vorläufige Entwurf des Voranschlags der Einnahmen 
und Ausgaben des Unterstützungsbüros wird der Kommission 
jedes Jahr bis zum 10. Februar übermittelt. Der endgültige Ent­
wurf des Voranschlags, der auch einen Entwurf des Stellenplans 
umfasst, wird der Kommission bis zum 31. März vom Verwal­
tungsrat übermittelt. 

(4) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen 
mit dem Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen 
Union dem Europäischen Parlament und dem Rat (Haushalts­
behörde). 

(5) Auf der Grundlage des Voranschlags setzt die Kommis­
sion die von ihr für erforderlich erachteten Mittelansätze für den 
Stellenplan und den Betrag des Zuschusses aus dem Gesamt­
haushaltsplan in den Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Eu­
ropäischen Union ein, den sie gemäß Artikel 313 und 314 
AEUV der Haushaltsbehörde vorlegt. 

(6) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den Zu­
schuss an das Unterstützungsbüro. 

(7) Die Haushaltsbehörde genehmigt den Stellenplan des Un­
terstützungsbüros. 

(8) Der Haushaltsplan des Unterstützungsbüros wird vom 
Verwaltungsrat festgestellt. Er wird endgültig, wenn der Gesamt­
haushaltsplan der Europäischen Union endgültig festgestellt ist. 
Soweit dies erforderlich ist, wird er entsprechend angepasst. 

(9) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde 
schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vorhaben, die 
erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung des 
Haushaltsplans haben könnten, was insbesondere für Immobi­
lienvorhaben wie die Anmietung oder den Erwerb von Gebäu­
den gilt. Er setzt die Kommission von derartigen Vorhaben in 
Kenntnis. 

(10) Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er 
eine Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel­
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs Wochen 
nach der Unterrichtung über das Vorhaben. 

Artikel 35 

Ausführung des Haushaltsplans 

(1) Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan des Unter­
stützungsbüros aus. 

(2) Der Exekutivdirektor übermittelt der Haushaltsbehörde 
jährlich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen 
der Bewertungsverfahren. 

Artikel 36 

Rechnungslegung und Entlastung 

(1) Bis zum 1. März des auf das abgeschlossene Haushaltsjahr 
folgenden Jahres übermittelt der Rechnungsführer des Unterstüt­
zungsbüros dem Rechnungsführer der Kommission die vorläu­
fige Rechnung mit dem Bericht über die Haushaltsführung und 
das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr. 
Der Rechnungsführer der Kommission konsolidiert die vorläu­
figen Rechnungen der Organe und dezentralisierten Einrichtun­
gen gemäß Artikel 128 der Haushaltsordnung. 

(2) Bis zum 31. März nach dem Ende des Haushaltsjahres 
übermittelt der Rechnungsführer der Kommission dem Rech­
nungshof die vorläufige Rechnung des Unterstützungsbüros zu­
sammen mit dem Bericht über die Haushaltsführung und das 
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr. Dieser 
Bericht wird auch dem Europäischen Parlament und dem Rat 
übermittelt. 

(3) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofs zu 
der vorläufigen Rechnung des Unterstützungsbüros gemäß 
Artikel 129 der Haushaltsordnung stellt der Exekutivdirektor 
in eigener Verantwortung den endgültigen Jahresabschluss des 
Unterstützungsbüros auf und legt ihn dem Verwaltungsrat zur 
Stellungnahme vor. 

(4) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu dem end­
gültigen Jahresabschluss des Unterstützungsbüros ab. 

(5) Der Exekutivdirektor übermittelt den endgültigen Jahres­
abschluss zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungs­
rats bis zum 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem 
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem 
Rechnungshof. 

(6) Der endgültige Jahresabschluss wird veröffentlicht. 

(7) Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof bis 
zum 30. September eine Antwort auf dessen Bemerkungen. 
Diese Antwort wird auch dem Verwaltungsrat übermittelt. 

(8) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen Par­
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der 
Haushaltsordnung alle Informationen, die für eine ordnungs­
gemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens für das betref­
fende Haushaltsjahr erforderlich sind.
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(9) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit 
beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem Exekutivdirek­
tor vor dem 15. Mai des Jahres n+2 Entlastung zur Ausführung 
des Haushaltsplans für das Jahr n. 

Artikel 37 

Finanzregelung 

Der Verwaltungsrat nimmt nach Konsultation der Kommission 
die für das Unterstützungsbüro geltende Finanzregelung an. 
Diese weicht von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 
der Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah­
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185 der 
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi­
schen Gemeinschaften ( 1 ) nur ab, wenn dies für den Betrieb 
des Unterstützungsbüros speziell erforderlich ist und sofern 
die Kommission dem zugestimmt hat. 

KAPITEL 6 

BESTIMMUNGEN BETREFFEND DAS PERSONAL 

Artikel 38 

Personal 

(1) Für das Personal des Unterstützungsbüros, einschließlich 
des Exekutivdirektors, gelten das Statut der Beamten der Euro­
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaf­
ten, festgelegt durch die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 
259/68 ( 2 ) (Statut der Beamten), sowie die von den Organen der 
Union einvernehmlich erlassenen Regelungen für die Anwen­
dung dieses Statuts und dieser Beschäftigungsbedingungen. 

(2) Der Verwaltungsrat erlässt im Benehmen mit der Kom­
mission die erforderlichen Durchführungsbestimmungen gemäß 
Artikel 110 des Statuts der Beamten. 

(3) Das Unterstützungsbüro übt gegenüber seinem Personal 
die Befugnisse aus, die der Anstellungsbehörde durch das Statut 
der Beamten und der zum Abschluss von Dienstverträgen er­
mächtigten Behörde durch die Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten übertragen wurden. 

(4) Der Verwaltungsrat erlässt Vorschriften für das Hinzuzie­
hen einzelstaatlicher Experten, die von den Mitgliedstaaten zu 
dem Unterstützungsbüro abgeordnet werden. 

Artikel 39 

Vorrechte und Befreiungen 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäi­
schen Union ist auf das Unterstützungsbüro anwendbar. 

KAPITEL 7 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 40 

Rechtsstellung 

(1) Das Unterstützungsbüro ist eine Einrichtung der Union. 
Es besitzt Rechtspersönlichkeit. 

(2) Das Unterstützungsbüro besitzt in jedem Mitgliedstaat die 
weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen 
Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt wird. Es 
kann insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermögen 
erwerben und veräußern und ist vor Gericht parteifähig. 

(3) Das Unterstützungsbüro wird von seinem Exekutivdirek­
tor vertreten. 

Artikel 41 

Sprachenregelung 

(1) Für das Unterstützungsbüro gelten die Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 1 vom 15. April 1958 zur Regelung der Spra­
chenfrage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ( 3 ). 

(2) Unbeschadet der auf der Grundlage des Artikels 342 
AEUV gefassten Beschlüsse werden der jährliche allgemeine Tä­
tigkeitsbericht des Unterstützungsbüros nach Artikel 29 Absatz 
1 Buchstabe c und das Jahresarbeitsprogramm nach Artikel 29 
Absatz 1 Buchstabe f in allen Amtssprachen der Organe der 
Union erstellt. 

(3) Die für die Tätigkeit des Unterstützungsbüros erforderli­
chen Übersetzungsleistungen werden vom Übersetzungszentrum 
für die Einrichtungen der Europäischen Union erbracht. 

Artikel 42 

Zugang zu Dokumenten 

(1) Für die Dokumente des Unterstützungsbüros gilt die Ver­
ordnung (EG) Nr. 1049/2001. 

(2) Der Verwaltungsrat erlässt binnen sechs Monaten nach 
seiner ersten Sitzung die ausführlichen Bestimmungen für die 
Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.
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(3) Gegen Entscheidungen des Unterstützungsbüros nach 
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann nach Maß­
gabe der Artikel 228 bzw. 263 AEUV Beschwerde beim Bürger­
beauftragten oder Klage beim Gerichtshof der Europäischen 
Union erhoben werden. 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch das 
Unterstützungsbüro unterliegt der Verordnung (EG) Nr. 
45/2001. 

Artikel 43 

Sicherheitsvorschriften für den Schutz von 
Verschlusssachen und nicht als Verschlusssache 

eingestuften sensiblen Informationen 

(1) Das Unterstützungsbüro wendet die in dem Beschluss 
2001/844/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 
29. November 2001 zur Änderung ihrer Geschäftsordnung ( 1 ) 
enthaltenen Sicherheitsgrundsätze an, unter anderem die Be­
stimmungen über den Austausch, die Behandlung und die Spei­
cherung von Verschlusssachen. 

(2) Das Unterstützungsbüro wendet außerdem die von der 
Kommission angenommenen und angewandten Sicherheits­
grundsätze für die Behandlung von nicht als Verschlusssache 
eingestuften sensiblen Informationen an. 

Artikel 44 

Betrugsbekämpfung 

(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen 
rechtswidrigen Handlungen findet die Verordnung (EG) Nr. 
1073/1999 uneingeschränkt Anwendung. 

(2) Das Unterstützungsbüro tritt der Interinstitutionellen Ver­
einbarung vom 25. Mai 1999 bei und erlässt unverzüglich die 
entsprechenden Vorschriften, die für sämtliche Mitarbeiter des 
Unterstützungsbüros gelten. 

(3) Die Finanzierungsbeschlüsse sowie die sich daraus erge­
benden Durchführungsvereinbarungen und -instrumente sehen 
ausdrücklich vor, dass der Rechnungshof und OLAF erforderli­
chenfalls Vor-Ort-Kontrollen bei den Empfängern der Mittel des 
Unterstützungsbüros sowie bei den verteilenden Stellen durch­
führen können. 

Artikel 45 

Haftung 

(1) Die vertragliche Haftung des Unterstützungsbüros be­
stimmt sich nach dem Recht, das auf den betreffenden Vertrag 
anzuwenden ist. 

(2) Für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel in ei­
nem von dem Unterstützungsbüro geschlossenen Vertrag ist der 
Gerichtshof der Europäischen Union zuständig. 

(3) Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt das 
Unterstützungsbüro die von seinen Dienststellen oder seinen 
Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten 
Schäden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. 

(4) Für Streitfälle über den Schadensersatz nach Absatz 3 ist 
der Gerichtshof der Europäischen Union zuständig. 

(5) Die persönliche Haftung der Bediensteten des Unterstüt­
zungsbüros gegenüber diesem bestimmt sich nach den für sie 
geltenden Vorschriften des Statuts der Beamten. 

Artikel 46 

Bewertung und Überarbeitung 

(1) Spätestens 19. Juni 2014 gibt das Unterstützungsbüro 
eine unabhängige externe Bewertung der erzielten Ergebnisse 
auf der Grundlage der vom Verwaltungsrat im Benehmen mit 
der Kommission festgelegten Vorgaben in Auftrag. Diese Bewer­
tung hat die vom Unterstützungsbüro ausgehenden Auswirkun­
gen auf die praktische Zusammenarbeit in Asylfragen und das 
GEAS zum Gegenstand. Die Bewertung trägt den Fortschritten 
des Unterstützungsbüros im Rahmen seines Mandats gebührend 
Rechnung; dabei ist auch zu bewerten, ob zusätzliche Maßnah­
men erforderlich sind, um effektive Solidarität und Aufgaben­
teilung mit den Mitgliedstaaten, die besonderem Druck aus­
gesetzt sind, zu gewährleisten. Dabei ist besonders auf die et­
waige Notwendigkeit einer Änderung des Mandats des Unter­
stützungsbüros einschließlich der finanziellen Auswirkungen ei­
ner solchen Änderung einzugehen und es wird auch geprüft, ob 
die Verwaltungsstruktur zur Durchführung der Aufgaben des 
Unterstützungsbüros geeignet ist. Bei der Bewertung werden 
die Standpunkte der Beteiligten sowohl auf Ebene der Union 
als auch auf einzelstaatlicher Ebene berücksichtigt. 

(2) Im Einvernehmen mit der Kommission beschließt der 
Verwaltungsrat einen Zeitplan für künftige Bewertungen unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der in Absatz 1 genannten 
Bewertung. 

Artikel 47 

Verwaltungskontrolle 

Die Tätigkeit des Unterstützungsbüros unterliegt der Kontrolle 
durch den Europäischen Bürgerbeauftragten gemäß Artikel 228 
AEUV.
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Artikel 48 

Zusammenarbeit mit Dänemark 

Das Unterstützungsbüro erleichtert die operative Arbeit mit Dä­
nemark, einschließlich des Austauschs von Informationen und 
bewährter Praktiken im Rahmen seines Tätigkeitsbereichs. 

Artikel 49 

Zusammenarbeit mit assoziierten Drittländern 

(1) Das Unterstützungsbüro steht der Beteiligung von Island, 
Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz als Beobachter offen. 
Es werden Vereinbarungen getroffen, die insbesondere Art, Um­
fang und Form einer Beteiligung dieser Länder an der Arbeit des 
Unterstützungsbüros festlegen. Hierzu zählen auch Bestimmun­
gen über die Mitwirkung an den von dem Unterstützungsbüro 
durchgeführten Initiativen, über finanzielle Beiträge und Per­
sonal. In Personalfragen müssen derartige Vereinbarungen in 
jedem Fall mit dem Statut der Beamten vereinbar sein. 

(2) Bei in seinen Tätigkeitsbereich fallenden Fragen erleichtert 
das Unterstützungsbüro, soweit dies für die Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlich ist, im Einvernehmen mit der Kommis­
sion und innerhalb der Grenzen seines Mandats die operative 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und anderen als 
den in Absatz 1 genannten Drittländern im Rahmen der Au­
ßenbeziehungen der Union; es kann auch mit Drittlandsbehör­
den, die hinsichtlich technischer Aspekte in Bereichen, die unter 
diese Verordnung fallen, zuständig sind, im Rahmen von mit 
diesen Behörden geschlossenen Arbeitsvereinbarungen im Ein­
klang mit den einschlägigen Bestimmungen des AEUV zusam­
menarbeiten. 

Artikel 50 

Zusammenarbeit mit dem UNHCR 

Das Unterstützungsbüro arbeitet mit dem UNHCR in den unter 
diese Verordnung fallenden Bereichen im Rahmen von mit dem 
UNHCR geschlossenen Arbeitsvereinbarungen zusammen. Auf 
Seiten des Unterstützungsbüros beschließt der Verwaltungsrat 
über die Arbeitsvereinbarungen, einschließlich ihrer Auswirkun­
gen auf den Haushalt. 

Zudem kann der Verwaltungsrat beschließen, dass das Unter­
stützungsbüro Finanzmittel zur Deckung der Kosten des 
UNHCR für nicht in den Arbeitsvereinbarungen vorgesehene 
Tätigkeiten bereitstellt. Die Zuschüsse werden im Rahmen der 
privilegierten Kooperationsbeziehungen zwischen dem Unter­
stützungsbüro und dem UNHCR gemäß diesem Artikel sowie 
Artikel 2 Absatz 5, Artikel 5, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 25 
Absatz 4 und Artikel 32 Absatz 2 gewährt. Gemäß Artikel 75 
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 finden die ein­
schlägigen Bestimmungen der Haushaltsordnung und deren 
Durchführungsbestimmungen Anwendung. 

Artikel 51 

Beirat 

(1) Das Unterstützungsbüro unterhält einen engen Dialog 
mit einschlägigen Organisationen der Zivilgesellschaft und ein­
schlägigen zuständigen Gremien, die auf lokaler, regionaler, ein­
zelstaatlicher, europäischer oder internationaler Ebene im Be­
reich der Asylpolitik tätig sind, und richtet zu diesem Zweck 
einen Beirat ein. 

(2) Der Beirat ermöglicht den Austausch von Informationen 
und die Bündelung von Wissen. Er sorgt für einen engen Dialog 
zwischen dem Unterstützungsbüro und einschlägigen Akteuren. 

(3) Der Beirat steht allen einschlägigen Akteuren gemäß Ab­
satz 1 offen. Das Unterstützungsbüro tritt an die Mitglieder des 
Beirats bezüglich spezifischer Bedürfnisse in Bereichen heran, 
die für die Arbeit des Unterstützungsbüros als vorrangig ermit­
telt wurden. 

Der UNHCR ist von Rechts wegen Mitglied des Beirats. 

(4) Das Unterstützungsbüro fordert den Beirat insbesondere 
auf, 

a) dem Verwaltungsrat Vorschläge für das gemäß Artikel 29 
Absatz 1 Buchstabe f zu verabschiedende Jahresarbeitspro­
gramm zu unterbreiten, 

b) dem Verwaltungsrat Rückmeldungen zum jährlichen Bericht 
nach Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe c sowie zum Jahres­
bericht zur Asylsituation in der Union nach Artikel 12 
Absatz 1 zu geben und Folgemaßnahmen vorzuschlagen und 

c) dem Exekutivdirektor und dem Verwaltungsrat die Ergeb­
nisse und Empfehlungen von Konferenzen, Seminaren und 
Sitzungen, die für die Arbeit des Unterstützungsbüros von 
Belang sind, zu übermitteln. 

(5) Der Beirat tritt mindestens einmal jährlich zusammen. 

Artikel 52 

Zusammenarbeit mit Frontex, der Grundrechte-Agentur, 
anderen Einrichtungen der Union und mit internationalen 

Organisationen 

Das Unterstützungsbüro arbeitet mit den Einrichtungen der 
Union zusammen, die mit seinem Tätigkeitsbereich in Zusam­
menhang stehende Tätigkeiten ausüben, insbesondere mit Fron­
tex und der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, 
sowie mit internationalen Organisationen, die in den unter diese 
Verordnung fallenden Bereichen zuständig sind, im Rahmen von 
mit den betreffenden Einrichtungen oder Organisationen ge­
schlossenen Arbeitsvereinbarungen im Einklang mit den ein­
schlägigen Bestimmungen des AEUV und den Bestimmungen 
über die Zuständigkeit der Einrichtungen.
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Die Zusammenarbeit schafft Synergien zwischen den betreffen­
den Einrichtungen oder Organisationen und verhindert, dass im 
Rahmen der Arbeiten, die diese verschiedenen Einrichtungen 
oder Organisationen entsprechend ihrem Mandat durchführen, 
Doppelarbeit durchgeführt wird. 

Artikel 53 

Sitzabkommen und Voraussetzungen für die Arbeitsweise 
des Unterstützungsbüros 

Die notwendigen Bestimmungen über die Unterbringung des 
Unterstützungsbüros in dem Mitgliedstaat, in dem es seinen 
Sitz haben soll, und über die Einrichtungen, die von diesem 
Mitgliedstaat zur Verfügung zu stellen sind, sowie die speziellen 
Vorschriften, die im Sitzmitgliedstaat des Unterstützungsbüros 
für den Exekutivdirektor, die Mitglieder des Verwaltungsrats, das 
Personal des Unterstützungsbüros und dessen Familienangehö­
rige gelten, werden in einem Sitzabkommen festgelegt, das nach 
Billigung durch den Verwaltungsrat zwischen dem Unterstüt­
zungsbüro und dem Sitzmitgliedstaat geschlossen wird. Der 
Sitzmitgliedstaat des Unterstützungsbüros gewährleistet die best­
möglichen Voraussetzungen für das reibungslose Funktionieren 
des Unterstützungsbüros, einschließlich eines mehrsprachigen 
und europäisch ausgerichteten schulischen Angebots und geeig­
neter Transportmöglichkeiten. 

Artikel 54 

Aufnahme der Tätigkeit des Unterstützungsbüros 

Das Unterstützungsbüro nimmt bis zum 19. Juni 2011 seine 
volle Tätigkeit auf. 

Die Kommission ist für die Einrichtung und die Aufnahme der 
Tätigkeit des Unterstützungsbüros verantwortlich, bis dieses 
über die operativen Fähigkeiten zur Ausführung seines eigenen 
Haushaltsplans verfügt. 

Hierzu: 

— kann ein Beamter der Kommission als Interimsdirektor die 
Aufgaben des Exekutivdirektors wahrnehmen, bis der Exe­
kutivdirektor nach seiner Ernennung durch den Verwal­
tungsrat gemäß Artikel 30 die Amtsgeschäfte aufnimmt, 

— können Beamte der Kommission unter der Verantwortung 
des Interimsdirektors oder des Exekutivdirektors die Auf­
gaben des Unterstützungsbüros wahrnehmen. 

Der Interimsdirektor kann alle Zahlungen genehmigen, für die 
Haushaltsmittel des Unterstützungsbüros zur Verfügung stehen 
und die Genehmigung des Verwaltungsrats vorliegt, und Ver­
träge – nach Annahme des Stellenplans des Unterstützungs­
büros auch Arbeitsverträge – schließen. 

Artikel 55 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Straßburg am 19. Mai 2010. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

J. BUZEK 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

D. LÓPEZ GARRIDO
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